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Vorwort

Monika Düker MdL
Innenpolitische Sprecherin

Der Paragraf 57 AuslG und ab 
1.1.2005 § 62 AufenthG regelt die 
Voraussetzung für die Anordnung 
von Abschiebungshaft. Danach 
kann ein AusländerIn zur Vorbe-
reitung der Ausweisung und zur 
Sicherung der Abschiebung in Haft 
genommen werden. Die Umsetzung 
der bundesgesetzlichen Vorgaben 
wird in Landesrichtlinien konkre-
tisiert, die für Nordrhein-Westfalen 
am 17.7.2002 überarbeitet wurden. 
Die Vermeidung von Abschiebungs-
haft als „letztem Mittel“ steht dabei 
im Vordergrund. Mildere Mittel, wie 
Meldeauflagen müssen durch die Be-
hörden in jedem Einzelfall geprüft 
werden, bevor Haft angeordnet 
wird. Für alleinerziehende Mütter, 
Schwangere und Jugendliche soll 
Abschiebungshaft möglichst ganz 
vermieden werden. Mit diesen 
Richtlinien nimmt Nordrhein-West-
falen eine Vorreiterrolle unter den 
Ländern im Bezug auf humanen 
Abschiebehaftvollzug ein. Darüber 
hinaus stellt das Land auch für 2004 
und 2005 jeweils 384.000 Euro an 
Mitteln für die soziale Betreuung in 
den Abschiebehaftanstalten Moers, 
Neuss und Büren zur Verfügung. 
Leider ist all dies kein Grund zur 
Zufriedenheit. Haftzeiten bis zu 18 
Monaten sind leider immer noch kei-
ne Ausnahme, Haftverlängerungen 

werden ohne Einzelfallprüfungen im 
Schnellverfahren abgehandelt. Aus-
länderbehörden schieben aufwändi-
ge Pass- oder Passersatzbeschaffung 
offenbar gerne auf die BetreuerIn-
nen in den Abschiebehaftanstalten 
ab und allein erziehende Frauen 
werden immer noch in Haft genom-
men.

Freiheitsentzug ist der weitrei-
chendste Eingriff des Staates in die 
Grundrechte – dies muss immer ver-
hältnismäßig sein. 

Wir sind in unserem Fachgespräch 
der Frage nachgegangen, ob unsere 
Behörden in Nordrhein- Westfalen 
allzu leichtfertig mit der Anordnung 
von Abschiebungshaft umgehen und 
was dagegen unternommen werden 
kann.

Dazu haben  VertreterInnen der 
Betreuungsorganisationen, des 
Innenministeriums, der Justiz und 
von Flüchtlingsorganisationen ihre 
Positionen dargestellt, die wir gern 
veröffentlichen wollen. 

Der Text der Richtlinien kann 
herunter geladen werden unter: 
www.fluechtlingsrat-nrw.de/1762/
index.html
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Befinden sich Men-
schen in Büren in 
Abschiebungshaft, die 
gemäß der Richtlinien 
nicht hätten inhaftiert 
werden dürfen, bzw. 
deren Haftzeit ohne 
ausreichende Begrün-
dung verlängert wurde?

Frank Gockel, 
Initiative „Hilfe für Menschen 
in Abschiebehaft“ Büren

Um es gleich vorwegzunehmen, wer 
mich kennt, weiß es sowieso, ich 
bin kein Freund der Abschiebehaft, 
ich bin ein absoluter Gegner von 
dieser Einrichtung. Unser Verein 
„Hilfe für Menschen in Abschiebe-
haft Büren e.V.“ hat sich im Jahre 
1994 kurz nach der Eröffnung der 
Abschiebehaftanstalt in Büren we-
gen der teilweise katastrophalen 
Situation in der JVA gegründet. Seit 
dem haben wir bisher knapp 10.000 
Gefangene besucht. Keine vom Staat 
finanziell unabhängige NGO hat so 
viele Betreuungsgespräche in Ab-
schiebehaft geführt wie wir. Wer so 
viele Schicksale kennen gelernt hat 
weiß, warum wir die Abschaffung 
der Abschiebehaft fordern. 

Doch sind wir heute (leider) nicht 
hier, um über die Abschaffung der 
Abschiebehaft zu diskutieren, viel-
mehr soll es um die vom Innenmi-
nisterium am 25.4.96 erlassenen 
und zuletzt am 17.7.2002 geänder-
ten Richtlinien zur Abschiebehaft 
und deren Auswirkungen gehen. 

Sicherlich, es fehlt noch Einiges in 
der Richtlinie. So fragen wir uns, 
warum noch immer traumatisierte, 
alte, jugendliche und behinderte 
Menschen inhaftiert werden und 
auch die Ausgestaltung der Haft 
lässt noch viele Wünsche übrig. 
Doch vergleicht man die Richtlini-
en mit entsprechenden Gesetzen, 
Verordnungen und Erlassen der an-
deren Bundesländer, so stellt man 
fest, dass sie eine der positivsten 
Reglementierungen auf Ländereben 
ist. Wir hätten damit in NRW ein 
sehr starkes Instrument der Haft-
vermeidung, wenn, ja wenn die 
Ausländerbehörden sie kennen und 
beachten würden.

Genau diese Ignoranz der Auslän-
derbehörden möchte ich jetzt etwas 
schärfer unter die Lupe nehmen. Ich 
gehe dabei in der Reihenfolge der 
Richtlinien vor. 

Die Richtlinien regeln unter Nr. 2.1, 
dass jeder Haftantrag ausführlich 
und schlüssig zu begründen ist und 
führt zusätzlich noch eine Reihe 
von Punkten auf, die der Antrag 
enthalten soll. Einmal abgesehen 
davon, dass noch immer Ausländer-
behörden zu einigen dieser Punkte 
überhaupt nichts anführen, arbei-
ten viele Ausländerbehörden mit 
grob verallgemeinernden Textbau-
steinen, die jeweils um einen mehr 
oder minder großen Abschnitt mit 
persönlichen Angaben des Betrof-
fenen angereichert werden. Dass 
man gelegentlich auch leicht an der 
Wahrheit vorbei geht, möchte ich an 
einem aktuellen Beispiel darlegen: 
Momentan befindet sich ein Nepa-
lese in Haft. Die Ausländerbehörde 
Köln legte in einem Schreiben ge-
genüber dem Amtsgericht Paderborn 
dar, wie Passersatzpapiere aus Nepal 
beschafft werden sollen. Was sie 
dabei leider vergessen hat ist, dass 
dieses Verfahren schon seit Anfang 
2002 so nicht mehr funktioniert 
und die nepalesische Botschaft seit 
dem Zeitpunkt überhaupt keine Pa-
piere mehr ausgestellt hat.

In den unter 2.1 aufgeführten 
Punkten steht auch, dass insge-
samt drei Ausfertigungen des Haft-
antrages anzufertigen sind. Eine 
davon soll die JVA erhalten. Dass 
sich daran die Ausländerbehörden 
nicht immer halten, hat eher schon 
eine positive Seite. So übergibt die 
Ausländerbehörde Bonn nicht den 
entsprechenden Antrag, sondern 
ein eigens erstelltes Formular an 
die JVA Büren, wo dann auch oft der 
tatsächliche Grund der Inhaftierung 
angegeben ist. Ich selber habe in 
meiner Arbeit dort nur zwei Gründe 
gefunden: „Illegaler Aufenthalt“ 
oder „Asylverfahren“. Sie haben 
richtig gehört, dort ist tatsächlich 
regelmäßig als Haftgrund „Asylver-
fahren“ angegeben. 
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Nr. 2.1 der Richtlinien regelt auch, 
dass der Haftverlängerungsantrag 
der Ausländerbehörde dem Betrof-
fenen so frühzeitig mitzuteilen ist, 
dass er sich auf den Termin vorberei-
ten kann. Ich selber habe in diesem 
Jahr noch keinen Gefangenen ken-
nen gelernt, bei dem dieses einge-
halten wurde. Erst in der Anhörung 
selbst bekommt der Betroffene die 
wesentlichen Punkte des Verlänge-
rungsantrages durch den Richter 
mitgeteilt. Wann seine Anhörung 
wiederum ist, erfährt er erst wenige 
Stunden vorher mündlich. Die Aus-
gabe eines schriftlichen Anhörungs-
termins ist bei den mir bekannten 
Gefangenen in diesem Jahr erst ein-
mal, und zwar am 2.9.04 passiert. 
Der Betroffene hat sich daraufhin 
extra den Empfang von einem Be-
amten quittieren lassen. Inwieweit 
dieses dem Betroffenen jedoch ge-
holfen hat, sei dahingestellt. Seine 
Anhörung war nämlich am 27.8.04. 
Interessant ist im Zusammenhang 
mit den Richtlinien, warum die Ge-
fangenen den Termin nicht erfahren. 
Das Amtsgericht führt hierzu neben 
einer permanenten Überbelastung 
an, dass die Ausländerbehörden 
ihnen die Verlängerungsanträge zu 
kurzfristig übersenden. Dieses ist 
übrigens der Grund, warum auch 
Rechtsanwälte und Personen des 
Vertrauens in der Regel erst kurze 
Zeit vor einem Anhörungstermin 
über diesen informiert werden. Bei 
einer Ladungsfrist von oft weniger 
als 24 Stunden ist es mir zumindest 
in der Regel nicht möglich, an einer 
Anhörung teilzunehmen. 

Kommen wir nun zu Nr. 2.2 der 
Richtlinien: Absehen von Abschie-
behaft. Ich selber bin Vormund 
eines 17jährigen Flüchtlings. Mein 
Mündel wurde vor knapp 2 Mona-
ten inhaftiert. Er hielt sich erst 
wenige Stunden im Bundesgebiet 
auf, bevor er verhaftet wurde. Der 
Haftantrag der Stadt Bielefeld ist so 
dürftig, dass viele der unter Nr. 2.1 

aufgeführten Punkte erst gar nicht 
erwähnt worden sind. Niemand hielt 
es auch nur im Ansatz für nötig, 
zu prüfen, ob eine Unterbringung 
in einer Jugendhilfeeinrichtung in 
Betracht kommt. Erst nach meiner 
Intervention wurde er aus der Haft 
entlassen und in ein entsprechendes 
Jugendheim gebracht. Auf die Frage, 
inwieweit der Haftplatz dem Kindes-
wohl entsprach, wie die Richtlinie es 
fordert, habe ich bis heute sowohl 
von der Ausländerbehörde als auch 
von der JVA keine Antwort erhal-
ten. Meiner Meinung nach reicht es 
nämlich nicht aus, einige Telespiele 
anzuschaffen und gelegentlich ei-
nen Videoabend durchzuführen, um 
dem Kindeswohl gerecht zu werden. 
Doch für PädagogInnen und mehr 
SozialarbeiterInnen fehlt das Geld. 

Unter 2.2.5 wird aufgeführt, dass es 
zu keiner Inhaftierung bei Haftun-
fähigkeit kommen soll. Zwei Tote in 
Büren dürften über die Qualität der 
ärztlichen Begutachtung allein Bän-
de sprechen. Im ersten Fall wurde 
ein als besonders ruhig geltender 
Gefangener mit einem psychisch 
Erkrankten in eine Zelle gesperrt, 
damit dieser ihn beruhigen könne. 
Als der Erkrankte nachts Stimmen 
hörte, brachte er seinen Mitgefange-
nen um. Bei Herrn Mitrovic, der erst 
vor kurzem ums Leben kam, wusste 
jeder, dass die Ausländerbehörde in 
Troisdorf ihn nur deswegen in Ab-
schiebehaft hat nehmen lassen, weil 
er vor Ort als besonders psychisch 
auffällig galt und man ihn endlich 
loswerden wollte. Die notwendigen 
Behandlung seiner Erkrankung war 
aufgrund der nicht ausreichen-
den Kostenübernahme nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz nicht 
möglich. In Büren wurde er dann 
drei Monate lang mit starken Medi-
kamenten ruhig gestellt. Sicherlich, 
an der Thrombose, an der er gestor-
ben ist, hätte er letztlich überall 
versterben können, doch wäre in 
einer eigentlich notwendigen Thera-

pie mit entsprechender Unterkunft 
die Situation sicherlich nicht derart 
eskaliert. Dass diese Fälle keine 
Ausnahmen sind, erleben wir immer 
wieder, wenn Gefangene fast ihre 
gesamte Haftzeit im Justizvollzugs-
krankenhaus verbringen.

Aus Zeitgründen will ich auf Nr. 3 
der Richtlinien nur partiell einge-
hen.

Unter 3.2.2 ist geregelt, dass Ab-
schiebehaft nur dann beantragt 
werden darf, wenn eine Abschie-
bung innerhalb von 3 Monaten mög-
lich ist. Dieses ist schon dem Gesetz 
zu entnehmen. Doch die Praxis ist 
weithin anders, wie das Beispiel der 
Inder in Büren zeigt. Ich habe alle 
Inder kennen gelernt, die zwischen 
dem 1.1.2003 und dem 1.10.2004 in 
Haft waren. Von diesen 84 Inhaf-
tierten wurden 7 nach Dublin II in 
andere EU Staaten abgeschoben. Bei 
16 Personen lagen entsprechende 
Reisedokumente oder andere Pa-
piere vor, so dass sie abgeschoben 
werden konnten. 61 Inder verfügten 
über keinerlei Papiere. Von diesen 
61 Inhaftierten wurde lediglich 
einer nach fünfeinhalb Monaten 
abgeschoben, da er bereits weit vor 
der Haft einen Passersatzpapieran-
trag bei der Botschaft gestellt hat-
te. Alle anderen wurden entlassen 
oder befinden sich noch immer in 
Haft. Wir kommen, addiert man die 
Haftmonate der papierlosen Inder 
zusammen, auf eine Dauer von weit 
über 20 Jahre, bei nur einer einzi-
gen Abschiebung.

Dabei sind die Inder nur eine Grup-
pe von vielen. Ähnlich sieht es z.B. 
auch bei den Pakistani und Marok-
kanern aus.

Den unter Nr. 3.2.3 in den Richtli-
nien aufgenommenen Haftgründen 
möchte ich noch zwei praxisrelevan-
te Gründe hinzufügen. 
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Zum einen gibt zumindest, wie 
oben schon dargelegt, die Auslän-
derbehörde Bonn als Haftgrund 
regelmäßig „Asylverfahren“ an, zum 
anderen können auch reine Kosten-
überlegungen eine Rolle spielen. So 
schreibt die ZAB Bielefeld an die 
Ausländerbehörde der Stadt Witten 
in einem Schreiben vom 11.3.2004: 
„Um dem großen Arbeitsaufwand 
und den nicht unerheblichen Kos-
ten Rechnung zu tragen, sollte 
der Betroffene dann möglichst in 
Sicherungshaft genommen werden, 
um einen problemlosen Ablauf der 
Abschiebung zu gewährleisten“.

Auch erleben wir es immer häufiger, 
dass Menschen inhaftiert werden, 
die sich erst wenige Stunden oder 
Tage im Bundesgebiet aufgehalten 
haben, wobei sie noch keinen Asyl-
antrag stellen konnten. In der Regel 
kommen diese zwar nach einer Asyl-
antragsstellung wieder aus der Haft 
frei, doch geschieht dieses erst, 
wenn ein Rechtsanwalt oder ein 
Betreuer die Ausländerbehörde dar-
auf aufmerksam macht. Dies ist ein 
klarer Verstoß gegen die Nr. 3.2.3.1 
der Richtlinien 

Wo wir schon beim Thema Asylan-
trag sind: Fast wöchentlich werden 
Menschen inhaftiert, die sich an 
das Bundesamt für die Anerken-
nung ausländischer Flüchtlinge in 
Bielefeld wenden und dort einen 
Asylfolgeantrag stellen. Gerade bei 
diesen Fällen sollte man davon aus-
gehen können, dass diese Personen, 
solange das Asylfolgeverfahren noch 
läuft, kein Interesse am „Untertau-
chen“ haben. Ähnlich verhält es sich 
mit Personen, die beim Verlängern 
ihrer Duldung mit dem Verdacht des 
„Untertauchens“ verhaftet werden. 
Mit Verlaub gesagt, die Ausländerbe-
hörde ist sicherlich eine der letzten 
Stellen, an die sich ein Flüchtling 
vor seinem „Untertauchen“ wenden 
wird, trotzdem nehmen diese Fälle 
immer mehr zu.

Sicherlich könnte zu Nr. 3 der 
Richtlinien noch Einiges berichtet 
werden, doch leider reicht die Zeit 
dazu nicht.

Interessant ist bei den Richtlinien 
noch die Nr. 4.1. Dort ist u. a. gere-
gelt, dass Abschiebehaft bei Perso-
nen unter 18 Jahren nur für sechs 
Wochen beantragt werden darf. Hier 
wird deutlich, wie wenige Auslän-
derbehörden überhaupt die Richt-
linie kennen. Allein im Augenblick 
befinden sich zwei Jugendliche un-
ter 18 Jahren in Haft, bei denen das 
Doppelte, also 3 Monate beantragt 
und auch vom Gericht beschlossen 
wurden. Nicht selten kommt es vor, 
dass wir als ehrenamtliche Betreu-
erInnen den Ausländerbehörden die 
entsprechenden Änderungen der 
Richtlinien vom Sommer 2002 zufa-
xen müssen, weil diese ihnen nicht 
vorliegen. 

Zu der unter 4.2.2 genannten Mög-
lichkeit, dass eine Person aus der 
Haft entlassen werden kann, wenn 
eine Art „Vertrauensperson“ da ist, 
die zwischen den Ausländerbehör-
den und den Betroffenen vermittelt, 
können wir sehr wenig sagen. Unser 
Verein gehört zwar zu der explizit 
aufgeführten Gruppe der ehrenamt-
lichen BetreuerInnen, bei denen so 
etwas möglich sein soll, doch wir 
scheinen nicht genügend Vertrauen 
bei den Ausländerbehörden zu ge-
nießen. Offensichtlich gibt es auch 
keine anderen Personen, die das 
Vertrauen der Ausländerbehörden 
verdienen. Zumindest ist nur so zu 
erklären, dass von den fast 10.000 
Personen, die wir in der Abschiebe-
haft kennen gelernt haben, keine 
drei Menschen aufgrund dieses Teils 
der Richtlinien entlassen wurden. 

Fast am Ende angekommen möchte 
ich noch an einem konkreten Fall 
schildern, welche Gründe ausrei-
chen, um Abschiebehaft über 6 
Monate hinaus zu beantragen. Ein 

Inder wurde im November letzten 
Jahres verhaftet, die zuständige 
Ausländerbehörde war die Stadt 
Detmold. Er selbst besaß keinerlei 
Ausweispapiere, er zählte also zu  
den Indern, die nicht abgeschoben 
werden können. Der Betroffene kam 
mit der Haftsituation nicht zurecht, 
so dass er selbst großes Interesse 
daran hatte, dass seine Abschiebung 
schnellstmöglich vonstatten ging. 
Er schrieb persönlich nach einem 
Monat Haft einen Brief an seine 
Eltern, sie mögen ihm doch bitte 
Schulzeugnisse schicken, damit 
er sich hier ausweisen könne. Den 
Brief gab er einem Mitgefangenen 
mit, der nach Indien abgeschoben 
wurde, damit dieser ihn vor Ort in 
einen Briefkasten werfen könne. Im 
dritten Haftmonat schrieb er zwei 
weitere Briefe nach Indien, einen 
gab er einem weiteren Gefangenen 
mit, der entlassen wurde, damit 
dieser ihn außerhalb der JVA per 
Einschreiben verschicken könne. 
Den zweiten Brief überreichte er 
einem Beamten in der Haft. Im 
vierten Monat forderte die ZAB ihn 
auf, er möge einen Brief nach Indi-
en schreiben. Dieser Aufforderung 
kam er sofort nach und übergab 
den Brief unverschlossen der ZAB. 
Danach schickte er wöchentlich 
Briefe nach Indien, erhielt jedoch 
nie eine Antwort. Nach sechs Mo-
naten stellte die Ausländerbehörde 
einen Verlängerungsantrag mit der 
Begründung, der Betroffene würde 
seinen Mitwirkungspflichten nicht 
nachkommen. Er hätte zu wenige 
Briefe nach Indien geschrieben. 
Dabei sagte die ZAB offen, dass sie 
ihn nur einmal aufgefordert habe, 
einen Brief zu schreiben und dass er 
von sich aus wesentlich mehr Briefe 
geschrieben hätte, aber dieses sei 
nicht ausreichend, er hätte ja noch 
mehr Briefe schreiben können. Der 
Amtsrichter hörte den Betroffenen 
daraufhin drei Minuten lang an und 
verlängerte die Haft. Diese wurde 
dann vom Landgericht bestätigt und 
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erst das Oberlandgericht merkte, 
dass der Betroffene sehr wohl seiner 
Mitwirkungspflicht nachgekommen 
ist und verwies die Sache zurück 
zum Landgericht, welches ihn dann 
nach fast neun Monaten entlassen 
hat. (Der neue Antrag für eine Ver-
längerung von 9 auf 12 Monaten war 
schon in Vorbereitung.) Insgesamt 
saß der Mann nun neun Monate in 
Haft, obwohl bei papierlosen Indern 
von vornherein feststeht, dass eine 
Abschiebung nicht möglich ist. Die-
ses ist sicherlich ein sehr krasser 
Fall, doch leider auch nicht die Aus-
nahme. Nicht umsonst ist die durch-
schnittliche Haftdauer in Büren 
zwischen 20 und 25 Tage höher, als 
in anderen Abschiebegefängnissen, 
und gerade in Büren befinden sich 
überdurchschnittlich viele Gefange-

ne 6 Monate und länger, ja teilweise 
sogar bis zu 18 Monate in Haft.

Wie am Anfang bereits erwähnt, 
sind die Richtlinien in NRW si-
cherlich gegenüber anderen Bun-
desländern  fortschrittlich, was 
die Vermeidung der Haft angeht, 
doch gerade die Umsetzung lässt 
noch viele Wünsche offen. Um die-
ses zu verbessern, möchte ich am 
Schluss noch einen konstruktiven 
Vorschlag machen: Warum lädt das 
Innenministerium nicht regelmäßig 
Mitarbeiter der Abschiebehaftan-
stalten, Sozialarbeiter, Seelsorger 
und ehrenamtliche Betreuer ein, 
um sich über die aktuelle Situati-
on zu informieren? Sicherlich, es 
finden regelmäßige Gespräche zwi-
schen dem Innenministerium den 

Abschiebehaftanstalten und auch 
den Ausländerbehörden statt, doch 
sind unabhängige NGO´s bisher dort 
nicht vertreten. 

Unter den momentanen Rahmenbe-
dingungen kann ich auf die meinem 
Referat vorangegangene Frage, „ob 
sich Menschen in Abschiebehaft 
in Büren befinden, die gemäß der 
Richtlinien nicht inhaftiert werden 
dürfen, bzw. deren Haftzeit ohne 
ausreichende Begründung verlän-
gert wurde“ nur antworten, ja -  und 
das Innenministerium verschließt 
die Augen und sieht/bemerkt 
nicht, dass die Ausländerbehörden 
die Richtlinien nicht ausreichend 
beachten. 
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Zur Situation in der 
Abschiebehaftanstalt 
Neuss: Werden Frauen 
aus Sicht der Frauenbe-
ratungsstelle ohne aus-
reichende Begründung 
inhaftiert?

Anna Maria Scherber, 
Frauenberatungsstelle 
Düsseldorf 
(Fachstelle Migrantinnen 
beraten Migrantinnen)

Ohne in eine Grundsatzdiskussion 
über Abschiebehaft einzusteigen, 
werde ich mich auf die Fragestel-
lung „Werden Frauen aus der Sicht 
der Frauenberatungsstelle ohne aus-
reichende Begründung inhaftiert?“, 
konzentrieren.

Die Problematik ist sehr vielfältig. 
Ich möchte nicht wiederholen, was 
sie schon von meinem Vorredner 
gehört haben, aber ich möchte 
bestätigen, dass viele seiner Er-
fahrungen denen gleichen die ich 
gemacht habe. Ich werde mich auf 
die spezifische Situation von Frauen 
in der Abschiebehaft konzentrieren, 
vor allem auf die der Opfer von Frau-
enhandel.

Jeder Haftantrag der Ausländerbe-
hörde muss begründet sein. 

Nach den Richtlinien des Landes 
NRW muss unter anderem dargelegt 
werden warum mildere Mittel, als 
das der Abschiebungshaft, nicht in 
Betracht kommen, bzw. weswegen 
sie erfolglos versucht worden sind.

In den meisten Fällen wird jedoch 
begründet weswegen eine Frau 
inhaftiert werden muss. Im ersten 
Moment scheint beides das gleiche 
zu bedeuten, nach einem kurzen 
Nachdenken kommt man jedoch zu 
der Feststellung, dass es sich um 
zwei verschiedene Begründungen 
handelt, um zwei verschiedene Ar-
gumentationen. 

Die Begründung, warum mildere 
Mittel als das der Abschiebungshaft 
nicht in Betracht kommen, erfordert 
eine andere Perspektive, aus der das 
Ausländeramt die ganze Lage der 
Migrantin betrachtet. Man muss 
die Situation der Frau individuell 
betrachten, sie wie einen gleichwer-
tigen und gleichberechtigten Men-
schen behandeln, man muss sich 
mit ihr beschäftigen wollen, man 

muss sich verständigen wollen, man 
muss sich öffnen wollen.

Es ist viel schwieriger zu begründen, 
warum man den Vorschlag der Frau 
z.B. das Land innerhalb von 24 Stun-
den freiwillig zu verlassen, nicht 
akzeptiert, warum die Betroffene 
nicht bis zur Ausreise bei Freunden 
unterkommen und sich während 
dieser Zeit bei der Ausländerbehör-
de melden kann. Es macht mehr 
Arbeit und es kostet mehr Zeit. Es 
erfordert, dass man bei so einer 
Art der Begründung die erhaltenen 
Informationen, die meiner Meinung 
nach oft zu Gunsten der Betroffenen 
sind, offenbart. Man könnte vieles 
einfach nicht verschweigen. 

Jetzt „reicht“ eine allgemeine pau-
schale Formulierung

Man kann ohne Probleme fast jeder 
hier illegal lebenden Migrantin, die 
in Deutschland Schutz vor Verfol-
gung gesucht hat, die in Deutsch-
land Arbeit gesucht hat, um ihre 
Kinder in der Heimat zu ernähren, 
unterstellen, dass sie in Deutsch-
land bleiben möchte. Also kann es 
in der Begründung des Haftantrages 
heißen „Sie konnte nicht glaubhaft 
machen, dass sie das Land freiwillig 
verlassen will“ oder „Sie konnte 
nicht glaubhaft machen, dass sie 
sich der Abschiebung nicht entzie-
hen will“.

Ich möchte anmerken, dass mir sehr 
wohl bewusst ist, dass ich immer 
nur eine Seite zu hören bekomme 
und viele Berichte subjektiv sind.

Manche Schilderungen stimmen 
vielleicht sogar nicht. Die Häufig-
keit solcher Berichte lässt mich je-
doch glauben, dass mindestens ein 
Teil davon wahr ist. 

Vor Gericht hat die Frau das Recht 
auf rechtliches Gehör. Öfters finde 
ich in den entsprechenden Unterla-
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gen keine Notizen darüber, was die 
Betroffene vor Gericht genau gesagt 
hat. Oft lese ich nur pauschale For-
mulierungen.

Ich höre Klagen über schlechte, 
böswillige Dolmetscher. Frauen die 
etwas Deutsch verstehen, berichten 
über pauschale, ungenaue Überset-
zungen. Frauen die aus dem Prosti-
tutionsbereich kommen, erzählen, 
dass sie oft sehr schlecht „wie Ab-
schaum der Gesellschaft“ behandelt 
werden. 

Es werden Dolmetscher engagiert 
die nicht die Muttersprache der 
Betroffenen sprechen. Zum Beispiel 
für Frauen aus Litauen, werden rus-
sische Dolmetscher zur Hilfe gezo-
gen, für Frauen aus Afrika wird oft 
nur ins Englische übersetzt, obwohl 
viele der Frauen nur rudimentär 
Englisch verstehen. Eine der Folgen 
ist, dass die Frauen Dokumente un-
terschreiben, ohne zu wissen welche 
es sind und welche Folgen es für sie 
hat. Sie kennen nicht die deutsche 
Rechtsordnung.

Die Formulierung der Richtlinien 
lässt immer noch sehr viel Spiel-
raum für eine Willkürlichkeit der 
Behörden. Ein Behördenvertreter 
erklärte mir mal „Richtlinien gelten 
im Regelfall“. 

Die Frage die sich für mich stellt ist, 
kann man bei Schicksalen von einem 
Regelfall, Standardfall überhaupt re-
den? Ich behaupte, Nein! Wir haben 
hier mit Frauen mit individuellen, 

tragischen Erlebnissen zu tun, die 
nie als Regelfall gelten werden. 

Oft neigt man auf Behördenseite 
zur Verallgemeinerung, übersieht 
den individuellen Hintergrund der 
Frauen.

Immer noch werden Mütter mit 
Kindern unter 14 Jahren inhaftiert, 
Jugendliche inhaftiert, Schwangere 
inhaftiert. Bei den schwangeren 
Frauen ist es immer problematisch, 
wenn die Schwangerschaft in der 
JVA festgestellt wird. Nach den 
Richtlinien muss dann in jedem 
Einzelfall die Haftfähigkeit geprüft 
werden. Ich habe es selber noch 
nicht erlebt, dass in so einem Fall 
einer Frau die Haftunfähigkeit be-
scheinigt worden wäre.

Das Schwerpunktthema meiner all-
täglichen Arbeit ist die Beratung 
von Opfer von Frauenhandel in 
der Abschiebehaft Neuss. Man mag 
sich fragen wie es dazu überhaupt 
kommt, dass diese Frauen inhaftiert 
werden. Nach den Richtlinien des 
Landes NRW soll in solchen Fällen 
von einer Inhaftierung abgesehen 
werden.

Opfer von Frauenhandel werden in-
haftiert weil 
• sie bei der Festnahme aus Angst 

vor Repressalien nichts über ihr 
Schicksal erzählen und es somit 
für die Polizei in manchen Fällen 
schwer zu erkennen ist, dass es 
sich bei dieser Frau um ein Opfer 
von Frauenhandel handelt.

• sie bei der Festnahme etwas 
über ihr „Opfersein“ erzählen, 
dies wird aber von der Polizei 
oder Ausländerbehörde nicht als 
„konkrete Tatsachen“ die dafür 
sprechen gewertet

• sie erzählt, dass sie zur Prostitu-
tion gezwungen wurde, aber die 
Polizei oder Ausländerbehörde 
kennt nicht den entsprechenden 
Erlass oder die entsprechenden 
Richtlinien

• sie erzählt dass sie zur Prostitu-
tion gezwungen wurde, aber die 
Polizei oder Ausländerbehörde 
interpretiert den entsprechen-
den Erlass auf eigene Weise und 
sagt z.B., dass diese Frau nicht 
als Zeugin gebraucht wird.

• die Polizei oder Ausländerbehör-
de den Erlass missachtet.

Wenn sich Frauen, die Opfer von 
Frauenhandel wurden in der Ab-
schiebehaft befinden, ist es sehr 
schwer zu bewirken, dass sie nach 
dem Erlass die mindestens 4-wö-
chige Frist zur freiwilligen Ausreise 
bekommen. In den meisten

Fällen, wird der Begriff „konkrete 
Tatsachen“ so interpretiert, dass die 
Betroffene eine verwertbare Aussage 
machen muss. Optimal ist es, wenn 
die Aussage für die Strafverfolgung 
erfolgsversprechend ist. 

Viele Opfer von Frauenhandel sagen 
aus Angst vor angedrohten Repres-
salien nicht aus, deswegen bleiben 
sie in der Abschiebehaft und werden 
abgeschoben.

Zwei Beispiele aus der Praxis:

Oksana
Oksana lernt in Deutschland einen 
Mann kennen, verliebt sich in ihn 
und zieht bei ihm ein. Nach ein paar 
Monaten misshandelt er sie und 
zwingt sie zur Prostitution. Monate-
lang vergewaltigt und misshandelt 

er sie. Er überwacht sie ständig 
bei der Arbeit im Bordell, holt sie 
nach der Arbeit ab und schließt sie 
dann in der Wohnung ein. Sie hat 
keine Möglichkeit zu fliehen. Eines 
Tages kommt es wieder zu einem 

Gewaltausbruch, er misshandelt sie 
so stark, dass ihr Körper mit blauen 
Flecken übersät ist. Danach geht er 
kurz aus der Wohnung um Zigaret-
ten in einem nahe gelegenen Kiosk 
zu holen. Er vergisst wie sonst, die 
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Fenster zu versperren. Oksana nutzt 
die Gunst der Stunde und flieht aus 
der Wohnung. Beim Fliehen durchs 
Fenster in der 1. Etage hilft ihr ein 
Passant. Er ruft dann auch die Po-
lizei. Oksanas Zustand lässt keinen 
Zweifel daran, dass sie gerade Opfer 
einer Gewalttat wurde. Die Polizei 
kommt sehr schnell, nimmt jedoch 
die Verfolgung des Täters nicht auf. 
Oksana wird ins Abschiebegefängnis 
gebracht, weil sie illegal in Deutsch-
land ist. 

Als ich die Geschichte hörte, war ich 
fassungslos. Oksana saß vor mir, ihr 
Gesicht war grün und blau. Oksana 
war darüber schockiert, wie mit 
Gewaltopfern in Deutschland umge-
gangen wird.

Nach langen Überlegungen entschei-
det sich Oksana zu einer Zeugenaus-
sage als Opfer von Menschenhandel. 
Eine engagierte Anwältin, die mit 
unserer Fachstelle eng zusammenar-
beitet, nimmt aus diesem Grund den 
Kontakt zur Polizei auf. Wochenlang 
tut sich nichts. Die Polizei zeigt 
kein Interesse an der Verfolgung 
des Täters. In den meisten Fällen 
ist kein Entlassen aus der Abschie-
behaft möglich, wenn die Polizei 
der zuständigen Ausländerbehörde 
nicht mitteilt, dass es sich um ein 
Opfer von Frauenhandel handelt.

Erst als die Anwältin die Polizei aus 
einer anderen Stadt (in der Oksana 
in der Anfangsphase zur Prostitu-
tion gezwungen wurde) über eine 
mögliche Zeugenaussage informiert, 
rührt sich etwas. Diese Kriminalpo-
lizei ist an einer Zeugenaussage sehr 
interessiert. Oksana sagt aus. Sie 
wird aus der Haft entlassen und als 
Zeugin in Deutschland geduldet. 

Monate danach wird ein Ermittlungs-
verfahren gegen den ehemaligen 
„Freund“ und Zuhälter eröffnet. 

Olga
Ich lerne Olga Mitte April kennen. 
Sie erzählt kurz ihre Geschichte.

Sie wird bei einer Razzia festge-
nommen. Sie führt einen falschen 
litauischen Pass bei sich und wird 
in die JVA Willich gebracht. Olga 
erzählt bei ihrer Festnahme der 
Polizei, dass der Pass falsch ist und 
sie nicht aus Litauen, sondern aus 
Russland kommt. Da der Pass jedoch 
keine Fälschungsmerkmale aufweist, 
beachtet man nicht was sie sagt, 
sie wird aus der JVA Willich direkt 
nach Litauen abgeschoben. Bei der 
Ankunft in Litauen (Flughafen) 
stellen die Grenzbeamten fest, dass 
der Pass vor einiger Zeit als verloren 
gemeldet worden war und Olga keine 
litauische Staatsangehörige ist. Olga 
muss zurück nach Deutschland rei-
sen und wird dann direkt vom Flug-
hafen in die Abschiebehaft nach 
Neuss gebracht. 

Hier berate ich Olga. Sie wartet 
wochenlang auf die Beschaffung 
der Ersatzpapiere (bei der sie sehr 
gut mitarbeitet, da sie schnell nach 
Hause möchte). Die Erlebnisse in 
Deutschland vor der Inhaftierung 
und der sehr lange Haftaufenthalt 
belasten Olga psychisch 

Je mehr Vertrauen Olga zu mir 
schöpft, desto mehr öffnet sie sich 
und erzählt über ihr Schicksal. Sie 
informiert mich darüber, dass schon 
bei ihrer Festnahme eine andere 
festgenommene Frau der Polizei 
mitgeteilt hat, dass Olga als Pros-
tituierte ausgebeutet und verkauft 
worden ist. Olga berichtet, dass die 
Polizei kein Interesse an Ihrer Aus-
sage gezeigt habe. 

Olga schildert mir ihr Schicksal 
als verkaufte, ausgebeutete Pros-
tituierte in Deutschland, möchte 
aber keine Aussage bei der Polizei 
machen (was leider in den meisten 
Fällen notwendig ist um aus der 

Abschiebehaft entlassen zu werden 
und freiwillig ausreisen zu können). 
Olga hat Angst vor den Schleppern 
und Zuhältern, sie fürchtet die ihr 
schon mehrmals angedrohten Kon-
sequenzen wenn sie „redet“. Sie ist 
sich die ganze Zeit sicher, dass sie 
keine Aussage machen möchte.

Irgendwann erzählt Olga, dass sie 
erfahren hat, sie solle in der glei-
chen Woche vor Gericht erscheinen. 
Zu dem Zeitpunkt steht schon ihr 
Abschiebetermin in der folgenden 
Woche fest. Sie weiß nichts Genau-
eres. Ich vermute, dass es sich um 
eine richterliche Zeugenvernehmung 
handelt. Es ist zu diesem Zeitpunkt 
nicht möglich, nähere Informatio-
nen einzuholen. Vorsorglich erkläre 
ich ihr das Notwendigste, was sie zu 
einer Zeugenaussage wissen muss. 

Olga wird an einem Freitag mehrere 
Stunden richterlich vernommen. 
Eine Täterin gegen die sie aussagt, 
befindet sich in Untersuchungshaft 
und ihr Anwalt ist bei der Verneh-
mung dabei und befragt Olga.

Olga hat keinen Rechtsbeistand. 
Sie kann ihre Rechte nicht wahr-
nehmen, z.B. sie nennt ihre Hei-
matadresse und die wird in die 
Vernehmungsakte aufgenommen. 
Dadurch wird sie noch mehr gefähr-
det. Die Nebenklage hätte darauf 
einen Einfluss nehmen können, so 
dass die Adresse der Zeugin nicht 
in die Akten aufgenommen worden 
wäre.

Nach der Vernehmung bespreche 
ich mit Olga die ganze Situation, 
sie entscheidet sich für eine recht-
liche Vertretung und möchte so 
schnell wie möglich freiwillig (also 
erst mal aus der Abschiebehaft 
entlassen werden) aus Deutschland 
ausreisen. In der Zeit zwischen der 
Vernehmung und der Abschiebung, 
folgen mehrere Interventionen der 
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Rechtsanwältin. Alles ergebnislos. 
Olga wird abgeschoben. 

Oft werden Opfer von Frauenhan-
del instrumentalisiert. Um das zu 
verdeutlichen, eine Aussage einer 
Richterin in einem anderem Fall: 
„Wir haben jetzt die Aussage, dann 

brauchen wir diese Zeugin nicht 
mehr, also kann sie abgeschoben 
werden“. Solange sich die gesetz-
liche Situation für Opferzeuginnen 
in Deutschland nicht ändert, wird 
sich auch an der Strafverfolgung der 
Menschenhändler nichts ändern.

Zurück zum Thema meines Beitrages 
„Werden Frauen aus der Sicht der 
Frauenberatungsstelle ohne aus-
reichende Begründung inhaftiert?“ 
„Ja!“
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Die Anordnung der 
Abschiebungshaft aus 
sicht der Justiz – ver-
antwortliche Prüfung 
oder Schnellverfahren ?

Reiner Lindemann, 
Richter am Amtgericht Moers

Fast zeitgleich mit dieser Veran-
staltung endet meine richterliche 
Tätigkeit - nahezu - in Abschie-
bungshaftsachen. 

Nach allem, was ich höre, hat das 
JM NRW beschlossen, das Hafthaus 
Moers für den Vollzug von Haft zu 
schließen. Das bedeutet, dass in Mo-
ers in naher Zukunft keine Auslän-
der mehr in Abschiebungshaft sitzen 
werden, so dass Entscheidungen 
über etwaige Fortdaueranträge der 
verschiedensten Ausländerbehörden 
nicht mehr anfallen und eine Abga-
be laufender Verfahren gemäß § 103 
Absatz 2 Satz 2 Ausländergesetz an 
das Amtsgericht Moers nicht mehr 
stattfinden wird. Was bleibt, sind die 
in den Amtsgerichtsbezirken Moers 
und Rheinberg anfallenden originä-
ren Abschiebungshaftsachen, für 
die als Ausländerbehörden die Stadt 
Moers und der Kreis Wesel zuständig 
sind. In meinem Geschäftsbereich 
gehören diese beiden Ausländerbe-
hörden jedoch zu denjenigen, die 
nur relativ selten Abschiebungshaft 
beantragen. Im Geschäftsjahr 2004 
waren es bisher 22 Sachen (von ins-
gesamt 84), im Geschäftsjahr 2003 
waren es 27 Sachen (von insgesamt 
82), im Geschäftsjahr 2002 nur 14 
Sachen (von insgesamt 76).

Mit Beschluss des Präsidiums des 
Amtsgerichts Moers vom 08.10.1993 
übernahm ich von einem älteren 
Kollegen das Dezernat für die Ab-
schiebungshaftsachen. Seitdem 
bin ich mit einer kurzen zeitlichen 
Unterbrechung bei dem Amtsgericht 
Moers für diese Sachen zuständig. 
In dieser Zeit habe ich viel erlebt, 
nicht nur, dass ich vielen, von der 
Kultur her oft sehr fremden Men-
schen aus Afrika, Arabien, Asien, 
Südamerika und Ost- sowie Südost-
europa begegnet bin, ich bin auch 
auf Akteninhalte gestoßen, die mir 
von der Art der Gesetzesbeachtung 
und -behandlung sehr fremd vorka-
men.

Ich habe die Erfahrung gemacht, 
dass man sich schnell dem Vor-
wurf ausgesetzt sieht, man würde 
mit bestimmten Schilderungen 
übertreiben, einen Einzelfall un-
gerechtfertigt zu hoch aufhängen 
oder bestimmten Interessenver-
bänden zu nahe stehen. Nie habe 
ich mich davon beeindrucken oder 
bedrücken lassen und immer alles 
daran gesetzt, im Hinblick auf die 
besondere Situation der Gefangenen 
in Abschiebungshaft die Rechtsge-
danken der Gesetze - und es sind ja 
eine ganze Reihe von Gesetzen zu 
beachten - anzuwenden und ihnen 
zu Gewicht zu verhelfen.

Ich habe schon oft überlegt, über 
die vielen mir begegneten Auswüch-
se Aufzeichnungen zu fertigen und 
in einer Broschüre oder Ähnlichem 
festzuhalten. Es käme eine Menge 
zusammen.

Aber - und auch das muss ich ganz 
deutlich sagen - in der Zeit seit 1993 
hat sich bei der Rechtsanwendung 
im Zusammenhang mit der Abschie-
bungshaft Vieles verändert - zum 
Guten.

Beispielhaft sei es mir erlaubt, zwei 
Ereignisse zu benennen:

Ziemlich zu Beginn meiner Tätigkeit 
erhielt ich von einem Richter in NRW 
eine Akte übersandt mit der Bitte, 
den im Hafthaus Moers einsitzenden 
Gefangenen im Wege der Rechtshilfe 
zu einem Haftfortdauerantrag der 
Ausländerbehörde X anzuhören und 
ihm sodann die Akte zur eigenen 
Entscheidung über diesen Fortdau-
erantrag zurückzusenden. Das Ver-
fahren über die Abschiebungshaft 
ist ein Verfahren des FGG (Gesetz 
über die Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit) (mit dem 
sogenannten Amtsermittlungsprin-
zip), in dem ausdrücklich vorge-
schrieben ist, dass ein Richter, der 
über die endgültige Freiheitsentzie-
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hung zu entscheiden hat, auch die 
gesetzlich zwingend vorgeschrie-
bene persönliche Anhörung des 
Betroffenen vorzunehmen hat (so § 
70 c FGG für Unterbringungen zum 
Beispiel im Betreuungsverfahren; so 
§ 5 des Gesetzes über das gericht-
liche Verfahren bei Freiheitsentzie-
hungen - FEVG - in Verbindung mit 
den Vorschriften des FGG bei einer 
Unterbringung/Freiheitsentziehung 
zum Beispiel nach dem AuslG). 

Hinzufügen muss ich noch, dass der 
Kollege bereits mehrfach die Haft 
ohne Anhörung angeordnet und 
verlängert hatte, dies übrigens äu-
ßerlich in der Art, dass der schrift-
liche Antrag der Ausländerbehörde 
teilweise kopiert, in ein Beschluss-
formular des Amtsgerichts hinein-
kopiert und sodann vom Richter 
unterschrieben wurde.

Nachdem ich nun mit dem Kollegen 
über diese Problematik gesprochen 
hatte und er etwas ratlos schien, 
schlug ich ihm vor, die Sache doch 
der Einfachheit halber vollständig 
an das Amtsgericht Moers als dem 
Gericht abzugeben, in dessen Bezirk 
die Abschiebungshaft vollzogen wird 
(§ 103 Absatz 2 Satz 2 AuslG). Auch 
hier schien er ratlos, bis ich ihm die 
Vorschrift im AuslG nannte. Er gab 
das Verfahren schließlich ab.

Damit will ich sagen, dass in den 
ersten Jahren meiner Tätigkeit in 
den vielen Verfahren, die aus ganz 
NRW, vereinzelt auch aus anderen 
Bundesländern an das Amtsge-
richt Moers abgegeben wurden, 
weil hier über die Fortdauer von 
Abschiebungshaft entschieden wer-
den sollte, der Eindruck sehr stark 
vorhanden war, dass in Abschie-
bungshaftsachen Richter eingesetzt 
waren, die von der anzuwendenden 
Gesetzesmaterie nicht viel wussten 
und, weil es sich im Rahmen der 
Geschäftsverteilung offenbar oft 
um oktroyierte Geschäfte „quasi so 

nebenbei“ handelte, auch keine An-
reize verspürten, sich zu bilden oder 
fortzubilden. M.E. hat es die Justiz-
verwaltung in jenen Jahren, als die 
Abschiebungshaftsachen zahlen-
mäßig anschwollen, versäumt, den 
Richtern Fortbildungsgelegenheiten 
anzubieten.

Das führte oft dazu, dass von Rich-
tern Beschlüsse über die Anordnung 
von Abschiebungshaft gefasst wur-
den, denen man wirklich nicht ent-
nehmen konnte, warum denn nun 
Haft angeordnet worden war. Oft 
las man lediglich eine Aufzählung 
von Gesetzestexten, die - unter 
Umständen - auch passten, ohne 
dass der juristischen Subsumtion 
eine Ausfüllung mit Tasachen folg-
te. Oft musste ich im Rahmen der 
Behandlung von Fortdaueranträgen 
mühsam Tatsachen in Erfahrung 
bringen, die eine Entscheidung - in 
der einen oder anderen Richtung - 
erst möglich machten. 

Dieses Szenario hat sich bis heute 
doch - jedenfalls grundsätzlich - ge-
bessert. Immer mehr Gerichte muss-
ten sich mit der Materie befassen, 
immer mehr Richter lasen deshalb 
auch etwas über obergerichtliche 
Entscheidungen bis hin zum Bun-
desgerichtshof, so dass die Materie 
immer bekannter wurde.

Auch Fortbildung wurde angeboten, 
leider nicht in dem erforderlichen 
Umfang. So bot doch die Justizaka-
demie des Landes NRW in Reckling-
hausen eine Veranstaltung für junge 
Richter an, die sich im Eildienst 
mit Gs-Haftsachen, aber auch mit 
Abschiebungshaftsachen plötzlich 
konfrontiert sehen konnten, wobei 
für den Vortragsteil „Abschiebungs-
haft“ ein Mitarbeiter einer Auslän-
derbehörde als Dozent eingesetzt 
war, wohlgemerkt: als Ausbildung 
für Richter.

Ich werde mich bemühen, dem Lei-
ter der Justizakademie Vorschläge 
für die Fortbildung auf dem Gebiet 
des Rechts der Abschiebungshaft 
anzubieten.

Das andere Ereignis betrifft die Ent-
wicklung in der Rechtsprechung, da-
mit verbunden die Entwicklung der 
Rechtsauffassung in den Ausländer-
behörden bis hin zur Schaffung der 
Richtlinien zur Vorbereitungs- und 
Sicherungshaft.

Ich erinnere mich an eine Diskus-
sion im Rahmen einer Veranstal-
tung der evangelischen Kirche im 
Rheinland zur Abschiebungshaft, 
ich glaube es war im Jahre 1994, in 
deren Verlauf ich mit einem hohen 
Vertreter des IM NRW darüber stritt, 
ob Sicherungshaft nur für bis zu drei 
Monaten oder direkt für bis zu sechs 
Monaten (§ 57 Absatz 3 Satz 1 Aus-
lG) vom Richter angeordnet werden 
darf. Der Streit war ziemlich heftig. 
Die obergerichtliche Rechtsprechung 
- nicht nur in NRW - hat ziemlich 
bald klargestellt, dass eine Erstan-
ordnung von Abschiebungshaft nur 
bis zu drei Monaten angeordnet 
werden darf, eine Fortdauer darüber 
hinaus nicht automatisch erfolgen 
darf. Diese Rechtsprechung hat Ein-
fluss gefunden in die Richtlinien des 
IM NRW, so dass es dort unter Nr 4.1 
(Stand vom 07.09.2000) heißt: „Die 
Sicherungshaft nach § 57 Absatz 2 
Satz 1 AuslG darf zunächst nur für 
höchstens drei Monate beantragt 
werden.“ Das stellte eine große Ent-
wicklung dar, so dass die Haftzeiten 
sich erheblich reduzierten. Die 
Richtlinien enthalten - wie gehört 
- auch eine ganze Reihe von Hinwei-
sen auf Umstände, unter denen die 
Ausländerbehörde von einem Antrag 
auf Anordnung der Abschiebungs-
haft ganz absehen soll.

Die von mir anfänglich beobachtete 
Einstellung der Verwaltungsbehörden/
Ausländerbehörden, dass unbedingt 
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eingesperrt werden müsse, dass der 
Rechtsbruch des unerlaubten Auf-
enthalts nicht hingenommen werden 
könne und deshalb logischerweise 
die Haft zur Folge haben müsse, 
ist weitgehend der Auffassung 
gewichen, dass Abschiebungshaft 
eben nicht Strafe und eben nicht 
Beugemittel sein darf, sondern - im 
Sinne des Wortlauts des Gesetzes 
- der Sicherung der (rechtlich und 
tatsächlich möglichen) Abschiebung 
dient - und nichts anderem.

Insoweit hat es in den vergangenen 
Jahren viele Auseinandersetzungen 
zwischen den Ausländerbehörden 
und mir gegeben, wobei es auch Rei-
bungsverluste gegeben hat. Manche 
Ausländerbehörden nahmen (auf 
wessen Kosten?) in Kauf, dass im 
Hinblick auf einen Fortdauerantrag 
das Verfahren nicht an das Gericht 
abgegeben wurde, in dessen Bezirk 
der Betroffene in Abschiebungshaft 
saß, nämlich Moers, sondern statt-
dessen der Betroffene von Moers 
aus dem Gericht vorgeführt werden 
musste, das die Erstanordnung über 
die Haft getroffen hatte und nach 
den Vorschriften des FGG weiter 

zuständig blieb, wenn keine Abgabe 
nach dem AuslG erfolgte.

Dass auch die oben erwähnten 
Richtlinien nicht ganz dazu aus-
reichen, sich den Vorschriften ent-
sprechend zu verhalten, dass sich 
auch die neuere Rechtsprechung der 
Obergerichte und die Texte der ein-
schlägigen Gesetze nicht bei allen 
Richtern herumsprechen, zeigt ein 
Beispiel aus jüngster Zeit, nämlich 
aus Januar 2004:

Die Ausländerbehörde beantragt die 
Fortdauer der Haft um sechs Mona-
te, der Richter ordnet - zudem auch 
noch ohne persönliche Anhörung 
- sechs weitere Monate Haft (bis Juli 
2004) an.

Abschließend möchte ich für mich 
in Anspruch nehmen, dass in den 
Verfahren vor dem Amtsgericht 
Moers vor der Anordnung von 
Abschiebungshaft eine verantwor-
tungsvolle Prüfung - notfalls mit Hil-
fe von einstweiligen Anordnungen 
oder unter Ausnutzung der Möglich-
keiten des § 10 FEVG - durchgeführt 

wurde und keine Schnellverfahren 
stattgefunden haben.

Noch etwas halte ich für besonders 
wichtig:

Die Errungenschaften in Sachen 
Menschlichkeit, die beim Vollzug 
von Abschiebungshaft im Hafthaus 
Moers stattgefunden haben, mö-
gen sich auf den Vollzug von Ab-
schiebungshaft im Hafthaus Büren 
übertragen: soziale Betreuung und 
Rechtsberatung.

Das ist deshalb so wichtig, weil das 
Hafthaus Büren „tief im Wald“, etwa 
20 Kilometer von Paderborn entfernt 
und somit ziemlich abgeschnitten 
von allen Zentren Nordrhein-West-
falens  Die Inhaftierten sitzen in 
aller Regel in Haft, ohne kriminell 
zu sein. Die Haft kann mit der Dauer 
von sechs Monaten sehr lang sein, 
die Betroffenen sind meist ohne so-
ziale Bindungen und empfinden die-
se Haft, insbesondere weil sie eben 
in der Regel nicht kriminell sind, als 
sehr starke psychische Belastung.

Darauf möge das Parlament achten.
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Haben sich die neuen 
Abschiebehaft-
richtlinien bewährt?

Mindgt. Helga Block, 
Abteilungsleiterin 
im Innenministerium

Gerne bin ich der Einladung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
zu diesem Fachgespräch gefolgt 
und gebe Ihnen einleitend zu mei-
nem Vortrag zunächst eine Antwort 
auf die Frage, ob sich die neuen 
NRW-Abschiebungshaftrichtlinien 
aus Sicht des Innenministeriums 
bewährt haben. Die Antwort ist 
eindeutig: ja, die Richtlinien, die in 
der Tat bundesweit Vorbildcharakter 
für einen humanen Abschiebungs-
vollzug haben, haben sich bewährt. 
Auch wenn meine Vorrednerinnen 
und Vorredner aus ihrer Sicht Ein-
zelfälle dargestellt haben, die zu-
gegebenermaßen durchaus Mängel 

an einem sensiblen Umgang mit 
Abschiebungshaftfällen erkennen 
lassen, kann ich  feststellen, dass 
die Ausländerbehörden sich an die 
Richtlinien halten und von ihrem 
Ermessen pflichtgemäß Gebrauch 
machen.

Eine Gesamtbewertung der Richt-
linien beginnt notwendigerweise 
beim rechtlichen Rahmen.

Die Abschiebungshaftrichtlinien 
können nämlich nicht isoliert be-
trachtet werden. Sie sind vielmehr 
im Gesamtgefüge der rechtlichen 
Vorgaben zu sehen.

Bundesrecht

Wir alle wissen, dass Abschiebungs-
haft einen schweren Eingriff in das 
Freiheitsrecht der Ausländerin / des 
Ausländers darstellt. Nach Artikel 
104 des Grundgesetzes darf die 
Freiheit einer Person deshalb nur 
aufgrund eines förmlichen Gesetzes 
und einer richterlichen Anordnung 
entzogen werden. Verfahrensrecht-
liche Grundlage für Frei-heitsent-
ziehungen ist das Gesetz über das 
gerichtliche Verfahren bei Freiheits-
ent-ziehungen (FreihEntzG) vom 
29.6.1956.  Danach entscheidet der 
zuständige Amts-richter auf Antrag 
der Ausländerbehörde über jede 
Freiheitsentziehung im Einzelfall. 

Materiellrechtlich ist das Instru-
mentarium der Abschiebungshaft 
als „letztes Mittel“ zur Durchset-
zung einer Ausreiseverpflichtung 
bundesgesetzlich in § 57 Ausländer-
gesetz (AuslG), ab dem 1.1.2005 in 
§ 62 des Aufenthaltsgesetzes, der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum AuslG (AVWV) und den §§ 14 
Abs. 4 und 71 Abs. 8 des Asylver-
fahrensgesetzes (AsylVfG) abschlie-
ßend geregelt. Abschiebungshaft 
hat keinen Strafcharakter. Zweck 
der Abschiebungshaft ist allein die 

Sicherung des Abschiebungsvollzugs 
(verwaltungsrechtliche Sicherungs-
haft). 

Die wichtigsten Inhalte der bundes-
gesetzlichen Vorgaben zur Abschie-
bungshaft will ich nachfolgend nur 
kurz ansprechen:

§ 57 AuslG: 
• Abs. 1 Vorbereitungshaft bis zu 

6 Wochen
• Abs. 2 Sicherungshaft: 
o Zwingende Haftgründe, wenn

- der Ausländer auf Grund einer 
unerlaubten Einreise vollzieh-
bar ausreisepflichtig ist,

- die Ausreisefrist abgelaufen 
ist und der Ausländer seinen 
Aufenthaltsort gewechselt hat, 
ohne der Ausländerbehörde 
eine Anschrift anzugeben, un-
ter der er erreichbar ist,

- er aus von ihm zu vertreten-
den Gründen zu einem für die 
Abschiebung angekündigten 
Termin nicht an dem von der 
Ausländerbehörde angegebenen 
Ort angetroffen wurde,

- er sich in sonstiger Weise der 
Abschiebung entzogen hat,
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- der begründete Verdacht be-
steht, dass er sich der Abschie-
bung entziehen will. 

• Haftdauer bis zu 18 Monaten
• „Zweiwochenhaft“ ohne Haft-

grund

§ 14 Abs. 4 AsylVfG: 
Die Asylantragstellung steht der 
Anordnung oder Aufrechterhaltung 
von Abschiebungshaft nicht entge-
gen, wenn sich der Betroffene be-
reits in Untersuchungs-, Straf- oder 
Abschiebungshaft befindet.

§ 71 Abs. 8 AsylVfG: 
Ein Asylfolgeantrag steht der An-
ordnung von Abschiebungshaft 
nicht entgegen, es sei denn, es wird 
ein weiteres Asylverfahren durchge-
führt.

Da in Nordrhein-Westfalen Abschie-
bungshaft im Wege der Amtshilfe in 
Justizvoll-zugsanstalten vollzogen 
wird, gelten für die Ausgestaltung 
des Vollzugs gem. § 8 Abs. 2 Frei-
hEntzG die Vorschriften der §§ 171, 
173 bis 175 und § 178 Abs. 3 des 

Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) 
entsprechend. Durch eine wiederum 
weitere Verweisung in § 171 StVoll-
zG werden zahlreiche Bestimmungen 
des Strafvollzugsgesetzes für grund-
sätzlich entsprechend anwendbar 
erklärt; dies sind u.a. Vorschriften 
zu Unterbringung und Ernährung, 
Besuchen, Schriftwechsel, Fern-
gesprächen, Religionsausübung, 
Gesundheitsfürsorge, Freizeitbe-
schäftigung, Kleidung und Einkauf.  

Landesrecht

Die nordrhein-westfälischen Richt-
linien zur Vorbereitungs- und 
Sicherungshaft (§ 57 AuslG) vom 
25.4.1996 (bereinigte Fassung in 
Anlage 1), zuletzt geändert durch 
RdErl. v. 17.7.2002, erläutern oder 
ergänzen die bundesrechtlichen 
Vorgaben da, wo unbestimmte 
Rechtsbegriffe, Ermessensentschei-
dungen oder die vollzuglichen Rah-
menbedingungen unter besonderer 
Berücksichtigung humanitärer (z.B. 
auch medizinischer) Gesichtspunkte 
dies rechtlich zulassen. Unter Ein-
beziehung richterlicher Rechtspre-
chung behandeln die Richtlinien im 
Einzelnen z.B:
• Verhältnismäßigkeitsgrundsatz
• Alleiniger Zweck: Sicherung des 

Abschiebungsvollzugs
• kein Strafcharakter; keine Beu-

gehaft
• Inhalt des Haftantrags
• Möglichkeiten des Absehens 

oder der Vermeidung von Ab-
schiebungshaft 

• Vollziehbarkeit der Ausreisever-
pflichtung

• Unzulässigkeit der Sicherungs-
haft, wenn feststeht, dass die 
Abschiebung nicht innerhalb 
der nächsten 3 Monate durch-
geführt werden kann und die 
Ausländerin/der Ausländer das 

Abschiebungshindernis nicht zu 
vertreten hat.

• Haftgründe und zulässige Dauer 
der Haft

• Prüfungs- und Meldepflichten 

Besonderes Augenmerk legen die 
Richtlinien auf die Belange von 
Frauen und Jugendlichen. Im Ein-
zelnen:

Schwangere Frauen:
Nach Ziffer 57.0.3 der AVWV sollen 
Schwangere bzw. Mütter innerhalb 
der gesetzlichen Mutterschutzfris-
ten (das sind regelmäßig 6 Wochen 
vor und 8 Wochen nach der Geburt) 
grundsätzlich nicht in Abschie-
bungshaft genommen werden.

Die NRW-Richtlinien beziehen be-
ziehen in Ziffer 2.2.1 darüber hi-
naus auch stillende Frauen in die 
Fälle ein, in denen eine besondere 
Schutzbedürftigkeit gegeben und 
von Abschiebungshaft abzusehen 
ist. 

Opfer von Menschenhandel und 
Zwangsprostitution
Besondere Maßnahmen sind bei An-
haltspunkten für Menschenhandel 
vorgesehen:
Zeugenschutz: 

Nach Ziffer 1 des RdErl. des IM vom 
11.4.1994 (Anlage 1) ist die Ab-
schiebung von Ausländerinnen und 
Ausländern solange zurückzustellen 
und vorrübergehend eine Duldung 
zu erteilen (soweit § 55 Abs. 4 AuslG 
dem nicht entgegen steht), wie sie 
als Zeugen in einem Strafverfahren 
im Zusammenhang mit der Bekämp-
fung des Prostitutionstourismus 
und des Menschenhandels benötigt 
werden und aussagen wollen. Damit 
ist für diesen Personenkreis Ab-
schiebungshaft selbstverständlich 
unzulässig, sobald die genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

Bei objektiver Gefährdung können 
solche Personen darüber hinaus in 
das Zeugenschutzprogramm nach 
den „Gemeinsamen Richtlinien der 
Innenminister/-senatoren und der 
Justizminister /-senatoren der Län-
der zum Schutz gefährdeter Zeugen“ 
vom 16.5.1997 aufgenommen wer-
den. Als Maßnahmen kommen dabei 
insbesondere in Betracht: 
• Beratung,
• Abdeckung der persönlichen Ver-

hältnisse,
• Sicherung der Wohnung oder 

sonstiger Aufenthaltsorte,
• unmittelbarer Schutz,
• Veränderung im persönlichen 

Bereich,
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• Hilfen im neuen Lebensbereich,
• taktische Öffentlichkeitsarbeit,
• operative Maßnahmen gegen 

potentielle Täter/Tätergruppen.

Möglichkeit zur freiwilligen Ausrei-
se:
Unabhängig von der Zeugeneigen-
schaft ist nach Ziffer 2 des RdErl. 
des IM vom 11.4.1994 in den Fällen, 
in denen konkrete Tatsachen dafür 
sprechen, dass eine Ausländerin 
vom Menschenhandel betroffen 
ist – ggf. nach Ablauf einer vor-
herigen Duldung – durch entspre-
chende Bemessung der Frist zur 
freiwilligen Ausreise für die Dauer 
von mindestens vier Wochen von 
einer Abschiebung abzusehen. In 
dieser Zeit sollen die Frauen ihre 
freiwillige Ausreise organisieren 
und persönliche Angelegenheiten 
erledigen können. Dabei besteht die 
Möglichkeit, dass sie durch qualifi-
zierte Beratungskräfte betreut und 
unterstützt werden. Von der Bean-
tragung der Sicherungshaft wird 
daher in diesen Fällen abgesehen 
(siehe auch Ziffer 3.2.2.4. der NRW-
Richtlinien). Sollte das Vorliegen 
der Tatbestandsmerkmale erst nach 
Inhaftierung bestätigt werden kön-
nen, ist es sofortige Haftentlassung 
erforderlich. 

Wie auch die vorgetragenen Einzel-
fälle aufzeigen, ist es oft schwierig, 
das Vorliegen konkreter Tatsachen 
anzunehmen. Hier sollte eine ver-
stärkte, zeitnahe und unmittelbare 
Zusammenarbeit aller am Verfahren 
beteiligten Behörden, insbesondere 
zwischen Ausländerbehörde und 
Polizei, aber auch eine verstärkte 
Bereitschaft der betroffenen Frauen 
zur Aussage, eine Verbesserung her-
beiführen. 

Als Beratungsstellen für Opfer von 
Menschenhandel stehen z.B. die 
Frauenberatungsstelle in Düsseldorf 
und AGISRA - Arbeitsgruppe gegen 
internationale sexuelle und rassisti-

sche Ausbeutung -  in Köln zur Ver-
fügung. Diese sorgen auch für eine 
sichere Unterbringung der Frauen 
nach einem dezentralen Unterbrin-
gungskonzept.

Wenn es zur freiwilligen Ausreise 
kommt, erhalten die Frauen durch 
die Internationale Organisation für 
Migration aus den hälftig von Bund 
und Ländern finanzierten REAG/
GARP-Programmen die Beförde-
rungskosten, eine Reisebeihilfe 

In Höhe von 100 Euro sowie Frauen 
aus bestimmten Herkunftsstaaten 
noch eine Starthilfe von bis zu 500 
Euro.  Seit dem 1.8.2004 gewährt 
das Land NRW darüber hinaus Opfern 
von Menschenhandel und Zwangs-
prostitution noch eine zusätzliche 
Rückkehrhilfe in Höhe von 200 Euro 
als Reintegrationsmaßnahme. Diese 
Summe wird nicht der betroffenen 
Frau in die Hand gegeben, sondern 
steht Mitarbeitern von IOM im Hei-
matland zur Verfügung für z.B.
• Hilfe bei Einreise-Formalitäten 

am Ankunftsflughafen
• Abholung nach der Ankunft und 

erste Unterbringung an einem 
sicheren Ort bis zur Weiterreise 
an den Heimat-/Zielort

• Hilfe bei der Vorbereitung der 
Weiterreise

• vorübergehende Unterbringung 
in einer sicheren Unterkunft 
und Gewährung bzw. Vermitt-
lung von medizinischer und/
oder psychologischer Betreuung, 
sozialer und rechtlicher Bera-
tung

• Beratung zu beruflicher Aus- 
und Fortbildung bzw. Beratung 
zur Integration in den lokalen 
Arbeitsmarkt 

Kinder und Jugendliche:
Auch bei Kindern und Jugendli-
chen unter 16 Jahren soll nach 
Ziffer 2.2.3 der NRW-Richtlinien 
von einer Inhaftnahme abgesehen 
werden. Unter den dort genannten 

Voraussetzungen (Schule, Auslbil-
dung u.a.) gilt dies auch noch für 
Jugendliche unter 18 Jahren.

Alleinerziehende:
Die NRW-Richtlinien sehen in Ziffer 
2.2.3 vor, dass auch „bei Alleinerzie-
henden mit Kindern unter 7 Jahren“ 
grundsätzlich von Abschiebungshaft 
abgesehen werden soll. 

Nur ein Elternteil in Haft:
Falls die Anordnung von Abschie-
bungshaft gegen Eltern mit einem 
oder mehreren Kindern unerlässlich 
ist, sehen die NRW-Richtlinien in 
Ziffer 2.2.4 vor, dass grundsätzlich 
nur ein Elternteil in Haft genommen 
werden darf. Dies wird mit Blick auf 
die besondere Mutter-Kind Bezie-
hung regelmäßig der Vater sein.

Begleitende Maßnahmen:
Zur Beurteilung, ob sich die Ab-
schiebungshaftrichtlinien bewährt 
haben, kommt es nicht nur auf 
deren unmittelbare Anwendung, 
sondern auch auf die vielen den 
humanen Vollzug begleitenden 
Maßnahmen an. 

Dazu gehört die ausländerrechtliche 
Beratung in allen ausschließlich für 
den Vollzug von Abschiebungshaft 
bestimmten Anstalten in NRW durch 
die vier Zentralen Ausländerbehör-
den (ZAB), und zwar 
• die ZAB Bielefeld, Dortmund und 

Köln in der JVA Büren 
• die ZAB Düsseldorf in den 

Hafthäusern Moers und Neuss. 
(Das Hafthaus Moers wird zum 
31.1.2005 geschlossen) 

Die ausländerrechtliche Beratung 
und Hilfe umfasst im Einzelnen:
• Verfahrensberatung
• Herstellung von Kontakten zu 

Familienangehörigen im In- und 
Ausland

• Ermöglichung von Telefonaten 
über Handy



18 19

• Hilfe bei der Durchsetzung von 
arbeitsrechtlichen Forderungen

• Hilfe bei der Beschaffung der 
persönlichen Habe und deren 
Beförderung ins Ausland

• Weckung der Bereitschaft zur 
Mitwirkung bei der Passersatzbe-
schaffung

Die Beratungen finden in beiden 
Hafthäusern regelmäßig einmal 
wöchentlich statt. Bei besonderem 
Bedarf kann sie jederzeit angefor-
dert werden. 

Wertvoll ergänzt wird die ausländer-
rechtliche Betreuung der Abschie-
bungshaftgefangenen durch die 
psychosoziale Betreuung nach den 
Richtlinien vom 19.12.2001. Diese 
Betreuung führen durch: 

I. im Hafthaus Neuss 
1. Frauenberatungsstelle Düsseldorf 
e.V.:
• Einzelgespräche 

(im Jahr 2004 gefördert durch 
NRW mit 48.000 Euro)

2. Stadtdekanat Neuss (kath.):
• Handarbeits- und Bastelstunden
• Bepflanzung und Gartenpflege 

des Innenhofs
• Grillnachmittag

(im Jahr 2004 gefördert durch 
NRW mit 4.000 Euro)

3. Ehrenamtliche Betreuerinnen 
(efa):
• Einzelgespräche
• Näh- und Schneiderkurse
• Beschaffung von Büchern, Spiel- 

und Bastelmaterial  
• Kleiderkammer

(keine Förderung, da die Ehren-
amtlichen sich nicht als rechts-
fähiger Zuwendungsempfänger 
formieren)  

4. Sozialdienst katholischer Frauen 
e.V.:
• Einzelgespräche 

(im Jahr 2004 gefördert durch 
NRW mit 38.000 Euro) 

II. im Hafthaus Moers
1. Evangelische Kirchengemeinde 
Moers-Asberg:
• Einzelberatung (im Jahr 2003 

gefördert durch NRW mit 86. 390 
Euro)

2. Der Internationale Bund Moers:
• Freizeitangebote (kreatives Ar-

beiten; Musikkurse)
(im Jahr 2004 gefördert durch 
NRW mit 17.610 Euro)

III. In der JVA Büren
1.  Firma European Homecare
• Für die psychosoziale Betreu-

ungs- und Freizeitarbeit wer-
den in Büren Mitarbeiter eines 
privaten Dienstleiters einge-
setzt. Derzeit kümmern sich drei 
hauptamtliche Sozialbetreuer 
ausländischer Herkunft mit 
abgeschlossenem Studium und 
großer Berufserfahrung sowie 
mehrere nebenberufliche Hono-
rarkräfte um die Gefangenen in 
enger Zusammenarbeit mit dem 
Vollzugspersonal.

• U.a. Deutsch- und Computerkur-
se, Workshops, Sport- u. Frei-
zeitbetreuung
(im Jahr 2004 gefördert durch 
NRW mit 190.000,- Euro)

2. Verein „Hilfe für Menschen in Ab-
schiebehaft Büren e. V.:
• Die Mitglieder dieses Vereins 

(nach Art der sogen. Flücht-
lingsräte) kommen sei 1994 
wöchentlich in die Anstalt und 
bieten den Gefangenen Zu-

spruch, Hilfen und Ratschläge 
an.

An dieser Stelle möchte ich mich bei 
allen Betreuerinnen und Betreuern, 
unabhängig davon, ob ihre Organi-
sation mit Landesmitteln gefördert 
wird, ganz herzlich für ihre schwie-
rige, aufopferungsvolle und sicher 
teilweise auch belastende Arbeit 
in den Abschiebungshaftanstalten 
bedanken.  

Durch die bereits erwähnte Schlie-
ßung des Hafthauses Moers ist für 
das Jahr 2005 eine Neuverteilung 
der landesweit zur Verfügung ste-
henden Mittel in Höhe von 384.000 
Euro erforderlich. Dazu werden sich 
am 16. November 2004 meine Mitar-
beiter mit allen Betreuungsorgani-
sationen sowie den Vertretern der 
Justizbehörden zusammensetzen, 
um eine einvernehmliche Lösung 
zu erarbeiten. Sobald der Kassen-
anschlag für das Haushaltsjahr 2005 
vorliegt, kann die Bezirksregierung 
Arnsberg die Bewilligungsbescheide 
herausgeben und die Auszahlung 
der Gelder veranlassen. Mit Blick 
auf den vom Landtag bereits am 
28.1.2004 verabschiedeten Dop-
pelhaushalt 2004/2005 dürfte dies 
zeitnah zu Jahresbeginn erfolgen, 
sofern nicht im Nachtragshaushalt 
Einschränkungen vorgegeben wer-
den. 

Soweit zu den allgemeinen Rahmen-
bedingungen der Abschiebungshaft 
in NRW.

Einen Aspekt der Gesamtproblema-
tik möchte ich etwas ausführlicher 
in den Blick nehmen: und das ist die 
Frage der Haftdauer.
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Haftdauer

Rechtlicher Rahmen
Nach dem Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit muss die Abschie-
bungshaft, wenn sie aus rechtlichen 
Gründen unvermeidbar ist,  zumin-
dest so kurz wie möglich gehalten 
werden. 

Zu beachten sind dabei sowohl bun-
desrechtliche Vorschriften als auch 
weiter eingrenzende Vorgaben der 
NRW-Richtlinien:
• § 57 Abs. 1 AuslG: Vorberei-

tungshaft zur Vorbereitung der 
Ausweisung bis zu 6 Wochen

• § 57 Abs. 2 Satz 1 AuslG: Zwin-
gende Sicherungshaft bei Vorlie-
gen einer der dort aufgeführten 
Haftgründe. Nach Ziffer 4.1 
der NRW-RL mit Blick auf den 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
zunächst nur bis zu drei Mona-
ten.

• § 57 Abs. 2 Satz 2 AuslG: Si-
cherungshaft bis zu 2 Wochen, 
wenn die Ausreisefrist abge-
laufen ist und feststeht, dass 
die Abschiebung durchgeführt 
werden kann. Reisepapiere müs-
sen vorliegen und der Abschie-
bungstermin gebucht sein. Ein 
Haftgrund nach Abs. 2 Satz 1 
braucht nicht vorzuliegen. 

• Gem. § 57 Abs. 3 Satz  1 Aus-
lG: Verlängerung der Haft bis 
zu sechs Monaten. Sie liegt im 
Ermessen der Ausländerbehörde 
(Antrag) und des Amtsrichters 
(Anordnung). Hier werden Al-
ternativen zur Abschiebungshaft 
gesucht, falls der Ausländer die 
Verzögerung nicht zu vertre-
ten hat (siehe Ziffer 4.2.2 der 
RL). In diesem Rahmen wird 
neben der Rechtmäßigkeit auch 
die Zweckmäßigkeit geprüft 
(Beispiel: Erfolgsaussicht der 
Passersatzbeschaffung trotz 
Mitwirkung) 

• Gem. § 57 Abs. 3 Satz 2 Aus-
lG: Verlängerung der Haft bis 

zu 18 Monaten in den Fällen, 
in denen der Ausländer seine 
Abschiebung verhindert. Dazu 
gehören nach Ziffer 4.3.1 der 
RL z.B. Weigerung der Unter-
schriftsleistung unter die für die 
Reise erforderlichen Passersatz-
papiere;  Weigerung, sich der 
Auslandsvertretung vorzustellen; 
offensichtliche Falschangaben; 
gewaltbereites Verhalten am 
Flughafen. Hier wird die Zweck-
mäßigkeit besonders geprüft, 
um nicht in die unzulässige 
Beugehaft überzuleiten. 

Besondere Vorgaben gelten in 
NRW für Jugendliche:
Bei Jugendlichen unter 18 Jahren 
darf Sicherungshaft nach § 57 Abs. 
2 S. 1 AuslG in NRW gem. Ziff. 4. 1 
der Richtlinien zur Vorbereitungs- 
und Sicherungshaft vom 25.4.1996 
i. d. F. vom 17.7.2002 nur für 6 Wo-
chen beantragt werden

Eine Haftverlängerung über drei 
Monate kommt darüber hinaus 
gem. Ziff. 4.2.3 der Richtlinien 
nicht in Betracht, es sei denn, der 
Jugendliche hat sich bereits mehr-
fach der Abschiebung entzogen, ist 
straffällig geworden oder wenn dies 
aus sonstigen Gründen besonders 
geboten ist.

Praxis
Die durchschnittliche Haftdauer in 
NRW im Abschiebungshaftvollzug 
betrug   zum Stichtag 30.6.2004 
insgesamt 49 Tage; in der JVA Bü-
ren 53, im Hafthaus Moers 35 Tage 
und im Hafthaus Neuss (Frauen) 47 
Tage.

Im Einzelfall lange Haftzeiten hat 
die Ausländerin/der Ausländer durch 
Verletzung der Mitwirkungspflichten 
regelmäßig selbst zu vertreten. Zum 
Stichtag befand sich jedoch keine 
Ausländerin / kein Ausländer länger 

als 1 Jahr in Abschiebungshaft. In 
Büren befindet sich zur Zeit 1 alge-
rischer Staatsangehöriger seit über 
einem Jahr in Haft. Dies stellt eine 
absolute Ausnahme dar. 

Anhaltspunkte für vorschnelle In-
haftnahmen können weder von mir 
noch von Justizseite bestätigt wer-
den. Auch die zeitlichen Vorgaben 
werden von den Ausländerbehörden 
eingehalten.

Haftverlängerungsanträge werden 
nach Möglichkeit den Inhaftierten 
vor der richterlichen Anhörung 
ausgehändigt. Sollten sich dann 
im Rahmen der Betreuung und der 
Gespräche Fragen ergeben, werden 
diese im Einzelfall mit den Aus-
länderbehörden geklärt und auch 
gegenüber dem Inhaftierten erläu-
tert. Die Amtsrichter verfügen Haft-
verlängerung nur nach persönlicher 
Anhörung der Gefangenen – über-
wiegend auch in Anwesenheit der 
Verfahrensbevollmächtigten. 

Durch ausländerrechtliche Beratung 
und soziale Betreuung wird versucht, 
die Ausländerin / den Ausländer zur 
Mitwirkung zu bewegen, gerade, um 
längere Haftzeiten zu vermeiden. 

Durch organisatorische Maßnahmen 
wie die Zentralisierung der Passbe-
schaffung bei den vier Zentralen 
Ausländerbehörden wird die Passer-
satzbeschaffung beschleunigt. Im 
Vorfeld solcher Passersatzbeschaf-
fungsmaßnahmen werden oft auch 
die Sozialbetreuer von den Inhaf-
tierten angesprochen und um Hilfe 
auch bei der Wiederbeschaffung 
verloren gegangener Ausweispapie-
re  gebeten. Eine solche Hilfe wird 
selbstverständlich auch geleistet, 
sie erfolgt aber nie ohne Absprache 
mit bzw. Beteiligung der Ausländer-
behörden und ist nicht durch die 
Verwaltung veranlasst. Von einer 
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Abwälzung dieser Originalaufgabe 
der Ausländerbehörden auf das Be-
treuungspersonal oder dessen „Aus-
nutzung“  kann keine Rede sein.

Allein erziehende Frauen werden 
nur noch sehr selten inhaftiert, z.B. 
wenn vorher angekündigte Abschie-
bungen nicht durchgeführt werden 
konnten, weil die Frau mit dem Kind 
(oder den Kindern) „untergetaucht“ 
war oder sich beharrlich einer frei-
willigen Ausreise widersetzt.

Ähnliches gilt für die Inhaftierung 
von Jugendlichen. Soweit dies un-
umgänglich ist, wurde speziell in 
der JVA Büren ein besonderes Be-
treuungskonzept zum Schutz von 
Jugendlichen entwickelt, das der 
hier anwesende Vertreter dieser Be-
hörde im Rahmen der anschließen-
den Diskussion im Detail vorstellen 
kann.

Die Belegung in den Abschiebungs-
haftanstalten hat einen Tiefpunkt 
erreicht: Am 30.6.2004 befanden 
sich nur noch 416 Personen (351 
Männer und 65 Frauen) in Abschie-
bungshaft. Die Gründe dafür liegen 
zum Einen in der EU-Osterweite-
rung, zum Anderen aber auch in 
einer konsequenten Beachtung der 
NRW-Richtlinien.  

Finanzielle und logistische 
Hilfen 
Ein weiterer wichtiger Baustein 
zum humanen Vollzug der Abschie-
bungshaft und der nachfolgenden 
Abschiebung ist der Umgang mit 
Geldmitteln der Ausländerin / des 
Ausländers bzw. der Umgang mit 
deren Mittellosigkeit.

Nach § 82 Abs. 1 AuslG  hat die Aus-
länderin /der Ausländer die Kosten, 
die durch die Abschiebung entste-
hen, zu tragen. Dazu gehören (§ 83 
Abs. 1 AuslG)

• die Beförderungs- und sonstigen 
Reisekosten innerhalb des Bun-
desgebietes und bis zum Zielort 
(i.d.R. Flughafen oder Grenzort) 
außerhalb des Bundesgebietes,

• die bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Maßnahme 
entstehenden Verwaltungskosten 
einschl. der Kosten für die Ab-
schiebungshaft und der Überset-
zerkosten und die Ausgaben für 
die Unterbringung, Verpflegung 
und sonstige Versorgung des 
Ausländers,

• sämtliche durch eine erforderli-
che Begleitung des Ausländers 
entstehenden Kosten einschließ-
lich der Personalkosten.

Wenn keine Geldmittel vorhanden 
sind, kann nicht vollstreckt wer-
den.

Es verbleiben der rückzuführenden 
Person:
• Vorhandene Eigenmittel, die 

nicht zur Deckung der Kosten 
der Abschiebung benötigt wer-
den,

• zur Sicherung des Existenzmi-
nimums ein Geldbetrag aus den 
vorhandenen Eigenmitteln zur 
Bestreitung des Lebensunter-
halts für die ersten vier Wochen 
nach der Rückkehr in Höhe von 
z.Zt. 224,97 Euro,

• angespartes Arbeitsentgelt, so-
fern es den Betrag zur Sicherung 
des Existenzminimums nicht 
übersteigt oder es nicht zur De-
ckung der Kosten der Abschie-
bung benötigt wird,

• angespartes Taschengeld (z.Zt. 
28,63 Euro pro Monat),

• Überbrückungsgeld gem. Straf-
vollzugsgesetz.

Der Landtag Nordrhein-Westfalen 
hatte am 28.1.2004 den Haushalt 
für die Jahre 2004/2005 beschlos-
sen. In die Erläuterungen zum 
Rückführungstitel (Kap. 03 030 Ti-
tel 536 00) wurde folgender Hinweis 

aufgenommen: „Hieraus wird nach 
Einzelfallprüfung im Rahmen der 
Rückführung auch ein einmaliges 
Handgeld für mittellose Auslän-
derinnen und Ausländer gezahlt“. 
Nunmehr kann nach Prüfung der 
Bedürftigkeit als freiwillige Leistung 
des Landes ein einmaliges Handgeld 
an rückzuführende Ausländerinnen 
und Ausländer aus Landesmitteln 
gezahlt werden, das sie in die Lage 
versetzt, im Heimatland die Weiter-
reise vom Zielflughafen / Grenzort 
bis zum Heimatort anzutreten und 
sich zu verpflegen.  Als Höhe ist 
in der Regel ein Betrag in Höhe 
von bis zu 50 EUR angemessen. Bei 
besonderem Bedarf, z.B. wegen be-
sonders großer Entfernung zwischen 
Zielflughafen und Heimatort, kann 
ausnahmsweise ein Betrag bis zu 70 
Euro gezahlt werden. 

Die Auszahlung des Handgeldes neh-
men in der Regel vor:
• die zuständigen Ausländerbe-

hörden oder die in Amtshilfe 
tätigen Zentralen Ausländerbe-
hörden, die die Zuführung zum 
Flughafen / Grenzort durchfüh-
ren, 

• die jeweiligen Dienststellen des 
Bundesgrenzschutzes, wenn sich 
der Bedarf erst an den Grenz-
stellen ergeben sollte.  

Die Zahlung des Handgeldes hat für 
eine sichtbare Zufriedenheit bei den 
Rückzuführenden und zur deutli-
chen Beruhigung der Situation an 
den Grenzstellen geführt und wird 
auch ausdrücklich von dem Abschie-
bungsbeobachter im Auftrag des 
„Forums Flughäfen in NRW“ gelobt. 

Ebenso wichtig ist für die rückzu-
führenden Personen die Möglichkeit 
der Mitnahme von persönlicher 
Habe.

In der Regel erfahren ausgewiesene 
Personen und abgelehnte Asylbe-
werber rechtzeitig den Zeitpunkt 
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der Abschiebung. Sie haben daher 
Zeit, sich um die Mitnahme bzw. 
Aufgabe der persönlichen Habe zu 
kümmern. Bei Flugabschiebungen 
dürfen allerdings nur 20 kg pro Per-
son mitgenommen werden. 

Bei nicht angekündigten Zugriffen, 
z.B. 
• bei Aufgriffen Illegaler 
• bei Gefahr des Untertauchens 
kümmert sich die örtlich zuständige 
Ausländerbehörde und / oder die für 
die Abschiebungshafteinrichtung 
zuständige Zentrale Ausländerbe-
hörde um die persönliche Habe. 

Die Beförderung der rückzuführen-
den Personen zum Flughafen oder 
an die Landesgrenze erfolgt in NRW 
regelmäßig durch die vier Zentralen 
Ausländerbehörden Bielefeld, Dort-

mund, Düsseldorf und Köln in Amts-
hilfe für die 89 örtlich zuständigen 
Ausländerbehörden. Nur in wenigen 
Fällen führen örtliche Ausländerbe-
hörden die Transporte selbst durch. 

Alle anfallenden Fahrten werden 
durch die Zentrale Ausländerbehör-
de Köln koordiniert. Die Mitarbeiter 
der Ausländerbehörden begleiten 
die rückzuführenden Personen bis 
zur Übergabe an Bedienstete des 
Bundesgrenzschutzes.

Im Rahmen einer in Bearbeitung 
befindlichen neuen Rechtsveror-
dung über die Zuständigkeiten im 
Ausländerwesen ist beabsichtigt, 
den Zentralen Ausländerbehörden in 
Amtshilfe für die Ordnungsbehörden 
der Kreise und für die örtlichen Aus-
länderbehörden der Großen kreisan-

gehörigen Gemeinden und der 
kreisfreien Städte u.a. die Aufgabe 
des Transportes und der Transport-
koordination für alle Fahrten zur 
Vorbereitung und zum Vollzug der 
Ausreisen zu übertragen. 

Weiterhin wurde den Ausländer-
behörden mit Erlass vom 22. Sep-
tember 2004 eine Checkliste an die 
Hand gegeben zur Vorbereitung, 
Durchführung und Dokumentation 
von Rückführungsmaßnahmen, die, 
unabhängig davon, ob die Abschie-
bung aus der Abschiebungshaft oder 
aus der „Freiheit“ erfolgt, rundum 
einen humanen Abschiebungsvoll-
zug nach den gesetzlichen Vorga-
ben, nicht aber um jeden Preis, 
sicherstellen soll.  

Resumee

Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ich möchte nun zum Schluss 
meiner Rede kommen.

Sie werden meine Botschaft verstan-
den haben. Ich möchte hier und 
heute nicht die Probleme, die es 
im Zusammenhang mit dem Vollzug 
der Abschiebungshaft gibt, „klein 
reden“. Ich versichere Ihnen aber, 
dass vom Innenministerium aus al-
les getan wird, die Vorgaben durch 
Gesetz, Verordnung oder Erlass mit 
Leben zu füllen

und in ständigem Erfahrungsaus-
tausch mit Behörden, Richtern, 
Rechtsanwälten,  Sozialbetreuern 
und Kritikern zu weiteren Verbes-
serungen zu kommen und die noch 
wenigen Lücken zu schließen, die 
in der praktischen Umsetzung der 
NRW-Richtlinien anhand der eben 
gehörten Beiträge noch bestehen. 

So wird die praktische Umsetzung 
der Richtlinien, die bereits zu ei-

ner Klärung von einer Vielzahl von 
Fragen geführt haben und auch Ver-
haltenssicherheit in der Betreuungs-
arbeit geben, auch weiterhin von mir 
regelmäßig in Dienstbesprechungen 
mit den Bezirksregierungen, den 
Zentralen Ausländerbehörden und 
den Justizvollzugseinrichtungen 
besprochen. Festgestellten Defiziten 
wird dabei unverzüglich entgegen-
gewirkt. 

Ein besonderer Schwerpunkt der Be-
obachtung der Einhaltung der Richt-
linien durch die Ausländerbehörden 
liegt beim Abschiebungshaftvollzug 
für Frauen im Hafthaus Neuss. Hier 
werden in engem Kontakt zu der 
betreuenden Zentralen Ausländerbe-
hörde Düsseldorf und den im Haft-
haus tätigen sozialen Betreuerinnen 
in bekannt gewordenen Einzelfällen 
Lösungsmöglichkeiten gesucht, 
den Frauen die Haft zu ersparen 
oder zumindest deren Dauer zu 
begrenzen. Dabei hat sich auch in 
dem jüngsten Erfahrungsaustausch 

im Hafthaus Neuss am 19. Oktober 
2004 gezeigt, dass folgenden Grup-
pen besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen ist: jugendlichen Frauen, 
alleinerziehenden Müttern, Schwan-
geren, Opfern von Menschenhandel 
und behinderten / gehörlosen und 
verwirrten Frauen. 

In den meisten der in der Vergan-
genheit exemplarisch vorgetrage-
nen Fällen konnten keine Verstöße 
gegen die Richtlinien festgestellt 
werden; in zwei Fällen konnte 
nach Beteiligung unseres Hauses 
die zuständige Ausländerbehörde 
überzeugt werden, dass eine Haft-
entlassung angezeigt war.  Ich habe 
deshalb die Bezirksregierungen und 
die Zentralen Ausländerbehörden 
gebeten, sich durch Stichproben-
prüfungen von Amtes wegen noch 
stärker in die Einzelfallprüfung 
– auch vor Einsetzen der Berichts-
pflicht – einzubringen. 
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Um im Einzelfall etwas bewegen zu 
können, bedarf es der zeitnahen 
und vollständigen Information. 
Scheuen Sie sich nicht, die Bezirks-
regierungen als Aufsichtsbehörden, 

die Zentralen Ausländerbehörden 
als Koordinierungs- und Haftbe-
treuungsstellen und im Zweifel auch 
meine Mitarbeiter unmittelbar an-
zurufen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit und freue mich nunmehr 
auf eine spannende Diskussion. 


